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35/88 - Mit Sonder bei läge Nordrhein-Westfalen 

Moskau-Reise war 
ein großer Erfolg 
Bundesvorstand mit den Ergebnissen des Besuchs 
Sehr zufrieden 
Jfc Moskau-Reise des Bundeskanzlers stand im 
^'ttelpunkt der Beratungen des CDU-Bundes- 
B

0rstandes am Montag, 31. Oktober 1988, im 
e ?

n|)er Konrad-Adenauer-Haus. Vor der Presse 
klärte Helmut Kohl, er habe im Bundesvor- 
^nd eine breite Zustimmung für die Ergebnisse 

e,nes Besuches erhalten. 

seinem Bericht hob der Bundeskanzler hervor, 
s 

le wichtig es sei, daß die CDU durch ihre Politik 
ll 1982 einen Beitrag zur Stabilisierung der NATO 

.. e,stet habe. Das habe mit dazu beigetragen, daß 
j. e Beziehungen zur Sowjetunion auf eine vernünf- 

Se Weise intensiviert werden konnten. Der Kanzler 
j. es noch einmal auf die enge Verzahnung von 

such und Gegenbesuch durch Generalsekretär 
Jah     tscnow m der ersten Hälfte des kommenden 

res hin. Dann werde auch ein Abschlußdoku- 
^em erstellt. 

rout Kohl berichtete weiter über seine Gespräche 
>   Rußland-Deutschen und kritisierte in diesem 
.    ammenhang die Äußerungen des saarländischen 
w !}lsterpräsidenten Lafontaine zur Aussiedlerfrage, 
. " sie jeder Solidaritätsverpflichtung hohnsprä- 

K r Bundeskanzler wird am 10. November 1988 im 
üb Utsc*len Bundestag eine Regierungserklärung 
a^ r seine Gespräche mit der sowjetischen Führung 

8eben, über die wir dann ausführlich berichten. 
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Der Vorsitzende der CDU/CSU-Frak- 
tion, Alfred Dregger, nahm eine politi- 
sche Bewertung des Moskau-Besuches 
vor und erklärte u. a.: 
„Die Bundestagsfraktion beglückwünscht 
den Bundeskanzler zum Erfolg seiner 
Moskau-Reise. ,Das Eis ist gebrochen' — 
diese Aussage von Generalsekretär Gor- 
batschow, die Helmut Kohl sich zu eigen 
gemacht hat, umreißt in anschaulicher 
Weise das Ergebnis der Gespräche, die 
der Bundeskanzler und seine Delegation 
in Moskau geführt haben: Beide Seiten 
haben den festen Willen, ihre Beziehun- 
gen zu verbessern und auf eine dauer- 
hafte Grundlage zu stellen. Der Schlüssel 
dafür ist der Abbau von Ängsten und die 
Bildung von Vertrauen. Das gegenseitige 
Vertrauen wird in dem Maße wachsen, in 
dem die wirtschaftliche, kulturelle und 
technologische Zusammenarbeit gedeiht, 
die durch das Unterzeichnen mehrerer 
Abkommen im Rahmen der Kanzlerreise 
intensiviert wird. Wir knüpfen damit an 
die langen Perioden fruchtbarer Zusam- 
menarbeit an, die Deutsche und Russen 
in ihrer Geschichte verbunden haben." 

Eine Vielzahl von Regierungs- und Wirt- 
schaftsabkommen sowie ein Dreimilliar- 
denkredit zeigen, daß die Bundesregie- 
rung den überfälligen Reformprozeß in 
der Sowjetunion unterstützen will, nicht 
nur im Sinne der sowjetischen Menschen, 
sondern vor allem auch zur Ost-West- 
Entspannung. Es kommt nun darauf an, 
diese Vereinbarungen in die Wirklichkeit 
umzusetzen und mit Leben zu erfüllen, 
stellte der l. Parlamentarische Geschäfts- 
führer der Fraktion, Rudolf Seiters, fest. 

Vor dem Hintergrund der deutsch- 
sowjetischen Geschichte ist die erstma- 
lige Reise eines Bundesverteidigungsmi- 
nisters in die Sowjetunion, seine Anspra- 
che in einer Militärakademie, sein Trup- 
penbesuch und die Begegnung mit dem 
sowjetischen Verteidigungsminister 

Jasow eine wahrhaft vertrauensbildende 
Maßnahme und in ihrer Bedeutung für 
das Ost-West-Verhältnis nicht zu unter- 
schätzen. 

In dem Maße, wie der Freiraum der 
sowjetischen Bürger erweitert wird, die 
Beachtung der Menschenrechte zunimm1, 

die Kooperationsbereitschaft und der 
Pluralismus wächst, wird in der Sowjet- 
union auch das Verständnis für die nati°' 
nalen Belange der Deutschen zunehmen- 
Bis dahin wird es darauf ankommen, m> 
pragmatischen Schritten und einer Pol'1' 
des Augenmaßes praktische Erleichtern11 

gen für alle Deutschen zu erreichen. Vor 
allem Berlin bleibt für uns weiterhin P^ 
stand des neuen Denkens in der Sowjet- 
union. Die erreichten Fortschritte sind 
nach unserer Auffassung nur eine DurC"1 

gangsstation zu weiteren Verbesserung6 ' 
die in die volle Einbeziehung West-Ber- 
lins in alle Verträge und die volle Außen 
Vertretung West-Berlins durch den Bun 
im Einklang mit dem Viermächteabkonr 
men einmünden müssen. 

Warnung vor den 
„Grauen Panthern" 
Zu dem auf der Bundesversammlung^ 
Seniorenschutzbundes „Graue Panther 
gefaßten Beschluß, mit einer eigenen 
Kandidatenliste zum Europaparlament 
zu kandidieren, erklärt der Bundesvors" 
zende der Senioren-Union, Gerhard 
Braun: Mit dem Beschluß, eine eigene 
Europaliste aufzustellen, ist es nun ein' 
deutig klar, daß sich die „Grauen Pan- 
ther" außerhalb des bisherigen Parteien' 
Spektrums als politische Vereinigung 
etablieren wollen. Die Senioren-Union 
warnt alle älteren Mitbürger davor, sic 

durch die Floskel der Überparteilich^1 

von den „Grauen Panthern" einfangen 

lassen. 
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pie Moskau-Reise des Kanzlers 
•m Spiegel der Presse 

•Kohl kann mit dem ersten Tag sehr 
Mieden sein. (Kohl und Gorbatschow) 
?rs'ehen sich, sie können miteinander, sie 
°oe/j einen Gesprächskontakt. Das merkt 

t 
Qn vor allem daran, daß sie das, was sie 
nnt, nicht verniedlichen, sondern klar 

, Sprechen." 
vom 24. 10. 1988) 

"h
K°hl stellte auch klar, daß er unter Gor- 

tschows verführerischem Slogan vom 
^ ^einsamen Europäischen Haus' etwas 
ö   eres versteht als unsere politischen 

^antiker. Denen geht so etwas gleich 
Herz. Moskau nämlich suggeriert: 

e%
entlich haben wir Europäer mehr mit- 

Qnder gemein als die Nato-Europäer 
''cA        US4. Kohl, in diesem Punkt wirk- 
te        e^ Adenauers, hielt dagegen: ein 
p   e'nsames Haus ja. Aber mit vielen 

kh S'ern Un(* vie*en Türen, damit die Men- 
do enfrei zueinander kommen können, 
Ut} ." niemand den Austausch von Gütern 
^   Ideen hemmt. Sollten es die maßgebli- 
^ " Leute im Kreml nicht gewußt haben, 
k„P, w'ssen sie seit Montag, woran sie bei 
5«sind.» 
' rai>kfurter Neue Presse" vom 25. 10. 1988) 

det \/°s^au 'st nahezu die gesamte Palette 
b/e   

riSQnten weit- und europäischen Pro- 
fyo  

e behandelt worden. Der Weg zur 

techtla,"at 'st vorgezeichnet. Kohl hat 
fie   ' Wenn er annimmt, daß noch viele 
(*Di8"ungen folgen müssen." 

Rheinpfaiz" vom 28. 10. 1988) 

he,.   "Kanzler Kohl hat es seinen Kriti- 
et m

Se''Jeher nicht leichtgemacht — was 
clQrf   Conrad Adenauer gemeinsam haben 
ten I-      'ne Art zu agieren und zu reagie- 
ärge°

St nic'ht selten Skepsis oder gar Ver- 
Ql>erU-L8 aus: Letztlich muß man dann 

"errascht zur Kenntnis nehmen, daß 

der von ihm praktizierte Langmut, dieser 
fast schon behäbig anmutende Hang zum 
geduldigen Abwarten doch noch zu beacht- 
lichen Erfolgen führen. Das beweist sich 
jetzt in Moskau abermals. Aus dem Rake- 
ten-Kanzler' ist ein Verhandlungspartner 
geworden, dem der Kreml Vertrauen ent- 
gegenbringt. " 
(„Kölnische Rundschau" vom 25. 10. 1988) 

„Schon seit Tagen, wenn nicht gar seit 
Wochen hat die sowjetische Presse den 
Bundeskanzler als respektablen Politiker 
entdeckt. Soviel schmeichelhafte Noten hat 
man einem westdeutschen Regierungschef 
noch nie gewidmet. Gleichwohl sind sich 
die Sowjets der Grenzen ihrer Bemühungen 
um den Kanzler bewußt, zumal Kohl in sei- 
ner Rede beim offiziellen Abendessen im 
Kreml den Generalsekretär unmißver- 
ständlich wissen UejJ:, Wer mehr hat, muß 
mehr abrüsten'." 
(„Kölnische Rundschau" vom 25. 10. 1988) 

,. Gorbatschow und Kohl haben erreicht, 
was zu erreichen war. Sie haben einen 
ersten Schritt getan, auf dem man auf- 
bauen kann und dem weitere folgen kön- 
nen ..." 
(„HR" vom 26. 10. 1988) 

.. Neuer Auftrieb für eine bewährte Ostpoli- 
tik. Bundeskanzler Kohl ist zufrieden mit 
seiner Reise nach Moskau, und er kann 
zufrieden sein. Es hat weder Pannen noch 
Pausen gegeben — die Lücke der letzten 
Jahre ist geschlossen. Wer vor einer Reise 
zuviel erwartet, kehrt enttäuscht zurück. 
Für die Kanzlerreise nach Moskau gilt das 
nicht. Sie war bestens vorbereitet." 
(„Neue Rhein-Zeitung" vom 27. 10. 1988) 

,. In einer wichtigen Beziehung hat Bundes- 
kanzler Kohl untadelig reagiert. Wenn ihm 
ein Versprechen von der sowjetischen Seite 
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Danke! 
Als der Bundeskanzler an der Kreml- 
Mauer zur Ehrung der gefallenen 
sowjetischen Soldaten seinen Kranz 
niedergelegt hatte, dankte ihm der 
sowjetische Gardekommandant dafür 
und fügte hinzu: „Ich sehe darin auch 
eine Ehrung der gefallenen deutschen 
Soldaten". 

über die Freilassung politischer Gefange- 
ner, wenn auch noch so informell und hei- 
läufig, gegeben wurde, hat er recht, dies 
festzuhalten — laut und klar. Der Westen 
hat nun Moskaus Eingeständnis, wenn 
auch vorsichtig formuliert, daji es politische 
Gefangene gibt. Er hat auch ein Datum für 
deren Freilassung." 
(„The Times" vom 27. 10. 1988) 

„Helmut Kohl hat im Kreml gute Arbeit 
geleistet. Das Klima zwischen Bonn und 
Moskau ist besser geworden. Die Verträge 
über eine Verstärkung der Zusammenar- 
beit in den verschiedensten Bereichen, die 
unterzeichnet wurden, lassen für die 
Zukunft viel erhoffen, so viel, daß sich an 
anderer Stelle schon Sorge regt." 
(„Nordsee-Zeitung" vom 27. 10. 1988) 

„ Die Bundesrepublik ist ein besonders 
tüchtiger und einflußreicher Teil einer 
Staatengemeinschaft, die von den Sowjets 
als Partner umworben wird. Europa bean- 
sprucht heute in Moskau dasselbe Inter- 
esse wie die USA und Fernost. Deshalb hat 
die Vereinbarung des gemeinsamen Bin- 
nenmarktes in der EG im Kreml zunächst 
so starke Unruhe ausgelöst. Es scheint 
Kohl gelungen zu sein, die Angst vor einem 
riesigen .militär-industriellen Komplex' an 
der West grenze des eigenen, an Erfolgen 
nicht eben reichen Wirtschaftsclubs zu 
dämpfen. Zumindest konnte er das deut- 
sche Interesse an einer möglichst liberalen 
Welthandelspolitik klarmachen. Zugleich 

ist die Abrüstung bei den konventionellen 
Waffen wieder ein Stückchen weitergeko^' 
men." 
(„Mannheimer Morgen" vom 28. 10. 1988) 

„Bonns Gründe, Geschäfte mit der Sowjet' 
union zu betreiben und menschliche Kon- 
takte zu knüpfen, sind verständlich und 
sollten ganz allgemein unterstützt werden- 
Schließlich ist Westdeutschland eine füh- 
rende Wirtschaftsmacht, die gelegentlich 
im Westen dafür kritisiert wurde, dajJ sie 
ihr Gewicht in der Außenpolitik nicht gel' 
fend macht. Die Tage, in denen die SoWJe 

union die Bundesrepublik als einen revan- 
chistischen Paria betrachtete, sind lange 
vorbei." 
(„Financial Times" vom 24. 10. 1988) 

„Es entspricht einer inneren Überzeugung 
Kohls, wenn er an Gorbatschow appellie*1, 

das Thema Wiedervereinigung mit elasti' 
scheren Kriterien anzugehen. Dies soll iß 
Rahmen einer Evolution geschehen, die 
nach Ansicht des Kanzlers zu einer größe' 
ren Freiheit für die europäischen Völker 
und damit auch für das heute noch in z#e 

Staaten getrennte deutsche Volk führen 
soll." 
(„Corriere della Sera" vom 25. 10. 1988) 

„ Das Verhältnis zu Bonn ist weggerückt 
vom Ausnahmefall, von der spektakulär 
Einzigartigkeit. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein besonders tüchtiger 
und einflußreicher Teil einer Staatenge- 
meinschaft, die von den Sowjets als Par'' 
ner umworben wird." 
(„Der Bund" vom 27. 10. 1988) 

„Bundeskanzler Helmut Kohl kann befr' 
digt von seinem Moskau-Besuch nach 
Bonn zurückkehren. Seine Reise brachte 
eine Intensivierung der deutsch-sowjeti- 
schen Beziehungen mit sich, von der die 
Bundesrepublik politisch und Wirtschaft' 
und der Kanzler persönlich als Politiker 
profitieren können." 
(„Neue Züricher Zeitung" vom 29. 10. 1988) 
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Wir wollen die Lehren aus der 
Geschichte unserer Völker beherzigen 

Uszüge aus der Tischrede von Bun- 
eskanzler Helmut Kohl beim Abend- 
sen, das Generalsekretär Gorba- 

^•»ow am 24. Oktober 1988 zu Ehren 
es Bundeskanzlers gab. 

^le Verbindungen zwischen unseren bei- 
(j.
n Ländern und Völkern reichen weit in 
'^Geschichte zurück. In der ersten 

si h *C dieses Jahrhunderts standen sie 
^cn in zwej Weltkriegen gegenüber, 
ponders das Grauen des Zweiten Welt- 
i  e8s ist in der Erinnerung unserer Völ- 

r gegenwärtig geblieben, 
tj r putschen sind uns bewußt, welches 
un^'ück und Leid damals den Menschen 
Ha      m'nen Ihres Landes von deutscher 
an

ndzugefügt, welche Zerstörungen hier 
gerichtet wurden, wieviel an Vertrauen 

Crenging- 
$ta ' unc* Vertreibung aus der ange- 
sal Heimat waren auch das Schick- 
h v°n Millionen meiner Landsleute. 
sta^

er Vaterland und seine alte Haupt- 
u   l Berlin wurden geteilt. 
ren      eneralsekretär, wir wollen die Leh- 
derp

Us d>esen schmerzhaften Kapiteln in 
ge ^schichte unserer Völker beherzi- 
Un *    'r haben uns vorgenommen, mit 
l^a .rem Besuchsaustausch ein neues 
nen 'L6'in unseren Beziehungen zu begin- 
ge! Glück können wir dabei an 
nen

ere 2eiten, an gute, an große Traditio- 
^ knüpfen. 

fast fiQ
,e£enc* "~ unc* zwar inzwischen 

8epr-    "^ahre — war unsere Geschichte 
Schö fl ^°n ^ruchtbarem Austausch, von 
Kjj   p'er'scher Zusammenarbeit... 

'ei D 2u'etzt aher verbinden uns die vie- 
Mit p?utschen, die in Ihr Land kamen. 
**fleo   lß und Beständigkeit und mit der 

'hrer eigenen Tradition haben sie 

Rußland und die Sowjetunion mitge- 
prägt. Sie haben, obwohl sie sich nichts 
hatten zuschulden kommen lassen, viel 
Leid erdulden müssen. 
Herr Generalsekretär, es ist mein persön- 
licher Wunsch — und ich spreche hier 
auch im Sinne vieler meiner Mitbürger 
—, da diese Menschen wieder wie früher 
Mittler zwischen beiden Völkern sein 
können, zur großen Vielfalt Ihres Landes 
bereichernd beitragen können. Vorausset- 
zung dafür sind gesicherte kulturelle 
Rechte und freie Religionsausübung. 
Lassen Sie mich an dieser Stelle die 
erfreulich hohe Zahl der Ausreisen von 
Deutschen aus der Sowjetunion in den 
letzten Monaten und Jahren würdigen. 
Mehr Besuchsreisen sollten allen Sowjet- 
bürgern deutscher Nationalität ermögli- 
chen, Verbindungen und Kontakte zu 
knüpfen und aufrechtzuerhalten... 
Es geht um Fortschritte für die Men- 
schen, die sie ganz persönlich und spür- 
bar erleben können. Wir erwarten des- 
halb, daß das Wiener KSZE-Folgetreffen 
ohne Verzug ein substantielles, ein ausge- 
wogenes Schlußdokument beschließt, das 
eindeutige Verbesserungen bringt. 

In diesem Prozeß, der die alten Wunden 
unseres Kontinents heilen und seine 
Menschen zusammenführen soll, muß es 
auch für die Deutschen möglich werden, 
die Teilung ihres Vaterlandes friedlich zu 
überwinden, so wie dies bei Unterzeich- 
nung des Moskauer Vertrags im Brief zur 
Deutschen Einheit zum Ausdruck kam. 
Wir wissen, daß das Ziel der Einheit nur 
mit Zustimmung der für Deutschland als 
Ganzes verantwortlichen Mächte zu errei- 
chen sein wird. Für uns sind Krieg und 
Gewalt kein Mittel der Politik. 
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Dennoch bleibt wahr: Diese Teilung ist 
widernatürlich. Und der Zusammenhalt 
der Deutschen ist eine geschichtliche, 
eine menschliche Realität, an der auch 
die Politik nicht vorbei kann. 
Wir achten die bestehenden Grenzen, 
doch wir wollen, daß alle Deutschen — 
wie alle Europäer — ihr Schicksal frei 
wählen und in gemeinsamer Freiheit 
zueinanderfinden können... 
Herr Generalsekretär, beim Ausbau unse- 
rer Beziehungen muß Berlin voll einbezo- 
gen werden. Die Lage der Stadt ist von 
jeher ein Gradmesser für den Stand der 
West-Ost-Beziehungen gewesen. Das 
Viermächte-Abkommen hat sich als trag- 
fähige Grundlage erwiesen. Bei seiner 
strikten Einhaltung und vollen Anwen- 
dung sollten sich auch für die noch nicht 
gelösten Fragen praktische, das heißt, 
vernünftige Regelungen finden lassen. 

STICHWORT: 

DDR soll Kauf 
westlicher Zeitungen an 
Kiosken zulassen 
Der medienpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dieter 
Weirich (Eschwege), hat die DDR aufge- 
fordert, dem Beispiel der Sowjetunion zu 
folgen und den Verkauf von Zeitungen 
aus der Bundesrepublik Deutschland an 
Kiosken in der DDR zuzulassen. In einer 
parlamentarischen Anfrage an die Bun- 
desregierung griff Weirich weiterhin eine 
Anregung des Bundesverbandes Deut- 
scher Zeitungsverleger (BDZV) auf, im 
Rahmen des kleinen Grenzverkehrs die 
Mitnahme von Zeitungen und Zeitschrif- 
ten zu gestatten. Außerdem sollte im 
Interesse der Informationsfreiheit der 
Bürger in der DDR ein Zeitungsaus- 
tausch zwischen der Lokal- und Regio- 
nalpresse der Partnerstädte in der DDR 
und der Bundesrepublik Deutschland 
organisiert werden. 

» 
U 

Einheitliche 
Europäische Akte 
Im Dezember 1985 verabschiedete der Euro- 
päische Rat in Luxemburg die „Einheitliche 
Europäische Akte" (EEA). Sie ist nach RaW 
zierung durch alle 12 Mitgliedstaaten seit l 
Juli 1987 in Kraft. Dieses Dokument ist seit 
Gründung der Gemeinschaft vor 30 Jahren 
das wichtigste Reformwerk. 
Die Einheitliche Europäische Akte ergänzt 
die Römischen Verträge von 1957 um die 
neuen gemeinschaftlichen Tätigkeitsbereich 
Umweltschutz, Forschung und Technologie- 
Sie schafft somit die rechtlichen Vorausset- 
zungen zur grenzüberschreitenden VerhütU• 
und Bekämpfung von Umweltschäden und 
zur grenzüberschreitenden Zusammenarbei 
in Forschung und Technologie. 
Als weitere Neuerung ist in der EEA die set 
1970 bestehende Europäische Politische 
Zusammenarbeit (EPZ) vertraglich veran- 
kert. Hierdurch erhält die gemeinsame 
Außenpolitik der zwölf Mitgliedstaaten eine 

völkerrechtlich verbindliche Grundlage. 
Durch die EEA wird das Beschlußverfahrefl 

im Europäischen Rat beschleunigt. In viele 
Bereichen ersetzen Mehrheitsentscheidung 
nun den bisher befolgten Grundsatz der E' 
stimmigkeit. . 
Auch das Europäische Parlament wird dW 
die EEA in seinen Befugnissen gestärkt.     , 
Neben Mitspracherechten in der Finanz-«"\ 
Haushaltspolitik erhält das Straßburger • 
lament Mitwirkungsrechte bei der Gesetzg* 
bung und Mitentscheidungsrechte über £0 
Abkommen mit Drittländern. 
Mit diesen Reformen legt die Einheitliche 
Europäische Akte den Grundstein zur Vo» 
dung des Binnenmarktes 1992. Er bedeute 
einen wichtigen Schritt auf dem Wege zut 
europäischen Union. 
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Karlspreis '88: 

Symbol deutsch-französischer 
Freundschaft 
"er französische Staatspräsident 
*rancois Mitterrand und Bundeskanz- 
fci" Helmut Kohl sind am Dienstag, 
'• fl. 1988, in Aachen mit dem Inter- 
nationalen Karlspreis ausgezeichnet 
J°rden. Mit der Auszeichnung wird 
£as ununterbrochene und erfolgreiche 
Streben beider Politiker um dauer- 
hafte Freundschaft ihrer Länder und 
Uni die Festigung der Europäischen 
Gemeinschaft gewürdigt, sagte Bun- 
despräsident Richard von Weizsäcker 
[5 seiner Laudatio vor 1000 geladenen 
kästen. 

Bundeskanzler Helmut Kohl sagte in sei- 
J!fr Dankadresse u. a.: „In der 
"^schichte des Karlspreises nimmt die 
ntscheidung der Jury in diesem Jahr 

e>nen besonderen Platz ein: Sie ist — 
'fenkundig auch so beabsichtigt — eine 
eiT>onstration, denn zum ersten Mal 
erden ein Franzose und ein Deutscher 

8e,>ieinsam Preisträger. 
n glaube, in dieser Entscheidung spie- 

p't sich wider die beispiellose Entwick- 
Ung zwischen unseren Völkern. Die Ver- 
eng des Karlspreises 1953 an Jean 

onnet — dessen wir in diesen Tagen 
Sonders gedenken — und dann an 

^°nrad Adenauer im Jahr 1954 stand 
y.71 ganz im Zeichen der deutsch-fran- 

s,schen Aussöhnung, 
^>eses Werk ist längst vollendet, und Sie 

erden verstehen, daß auch ich mich 
.  u*e, in dieser Stunde vor allem an 
te e° ^a^ er'nnere' an dem Francois Mit- 

and und ich gemeinsam die Grabfel- 
von Verdun besuchten, als wir uns 
dem Ossuaire von Douaumont die 

Hand reichten. Zwischen Deutschen und 
Franzosen ist Freundschaft gewachsen, 
nicht nur zwischen den Regierungen — 
zwischen den Menschen, jungen wie 
alten, zwischen Familien. Wir haben 
zusammengefunden in gemeinsamer 
Arbeit für Europa. 
Wir schlagen so — und auch dies wird 
heute sehr deutlich — über viele Jahrhun- 
derte der Trennung hinweg eine Brücke 
in jene Zeit, in der Deutsche und Franzo- 
sen vereint waren, in der sie eins waren, 
wie es Thomas Mann formulierte, „im 
Mutterschoße der Zeiten". Deutschland 
und Frankreich waren stets mehr als nur 
Nachbarn. Sie waren, sie sind Geschwi- 
ster, hervorgegangen aus denselben 
Ursprüngen, aus demselben karolingi- 
schen Reich, das hier in Aachen in einer 
so einzigartigen Weise gegenwärtig und 
lebendig ist. 
Der Name Karls des Großen vergegen- 
wärtigt freilich nicht nur eine große Ver- 
gangenheit. Er steht für vieles, was Fran- 
zosen und Deutsche auch im Blick auf 
die Zukunft verbindet: für unser europäi- 
sches Erbe, für unseren gemeinsamen 
europäischen Auftrag. 
Unser europäisches Erbe — damit meine 
ich unsere in vielen Jahrhunderten 
geprägte Kultur. Ich spreche nicht nur 
von den Meisterwerken der Literatur, der 
Musik, der Malerei, auch nicht nur von 
den einzigartigen Baudenkmälern, 
obwohl wir heute stärker empfinden als 
früher, daß sie uns allen gehören und 
nicht nur einem Volk. 
Es geht mir — und auch Francois Mitter- 
rand sprach eben davon — vor allem um 
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den Geist, der diese Kunstwerke prägt 
und ihnen ihre eigentliche Größe, ihre 
bleibende Schönheit über Zeiten und 
Grenzen hinweg verleiht. In diesem 
„Genius Europa", wie ihn Papst Johan- 
nes Paul II. bei seinem Besuch in Straß- 
burg genannt hat, fließen die Philosophie 
der Antike und des Humanismus eben 
zusammen wie die nach vorne drängende 
Rationalität der Aufklärung und vor 
allem natürlich die prägende Kraft des 
Christentums. 

Aus dem Bewußtsein für diese gemeinsa- 
men Ursprünge entstand die europäische 
Idee. Sie läßt sich nicht verstehen und 
vollziehen ohne das für uns gültige Wer- 
tesystem. Es gründet auf der Einzigartig- 
keit des Menschen, auf der Achtung vor 
dem Leben, auf der Achtung von Men- 
schenwürde und von persönlichen Frei- 
heitsrechten. Die einigende Kraft dieses 
kulturellen Erbes darf nicht verlorenge- 
hen — erst recht nicht im freien Teil 
unseres Kontinents, aber auch nicht 
anderswo in Europa. 

Es ist wahr, daß unsere beiden Völker 
sehr verschieden sind. Doch gerade diese 
Verschiedenartigkeit bietet eine gute Vor- 
aussetzung für eine Synthese, in der sich 
auch die besten Eigenschaften verbinden. 
Gerade darin liegt ja das Geheimnis der 
ungebrochenen Kraft Europas: in dem 
fruchtbaren Spannungsverhältnis zwi- 
schen Einheit und lebendiger Vielfalt 
unseres kulturellen Erbes. 

Deshalb kann auch niemand ernsthaft 
daran denken, die Unterschiede zwischen 
den Völkern einebnen zu wollen, ihre 
Eigenheiten, ihre unterschiedlichen Cha- 
raktere gleichsam wegwischen zu wollen. 
Wir müssen uns vielmehr den Reichtum 
an Kulturgütern, an geistigen Entwick- 
lungen der verschiedensten Art nutzbar 
machen: 

Er ist eine wesentliche Grundlage 
menschlicher Schaffenskraft und im übri- 
gen auch eine Grundlage von wirtschaft- 
lichem und politischem Erfolg. 

Gerade weil wir dies wissen und danach 
handeln, haben wir den Mut, unseren 
gemeinsamen europäischen Auftrag zu 
erfüllen. Wir wollen das vereinte Europa* 
die wirtschaftliche und politische Union 
freier Völker und Staaten. Auf dieses Ziel 
wirken Frankreich und die Bundesrepu- 
blik Deutschland seit Jahrzehnten hin, 
seit einer Zeit, in der auch Sie, lieber 
Freund Francois Mitterrand, bereits an 
der Seite Robert Schumans dafür arbeite- 
ten. 

Ich weiß — auch aus meinem politischen 
Alltag in der Bundesrepublik Deutsch- 
land —, wie viele Hürden aufdem Weg 
dorthin zu überwinden sind. Jeder Mit- 
gliedstaat muß aufdem Weg zum Binnen- 
markt Opfer bringen und auch von man- 
chen liebgewordenen Besonderheiten 
Abschied nehmen. Das gilt für alle, das 
gilt auch für uns Deutsche. Wir müssen 
Kompromisse schließen, wenn wir die 
großen Chancen des gemeinsamen Bin- 
nenmarktes nicht verspielen wollen. 

Die Schaffung des gemeinsamen Binnen- 
marktes wird einen Schub bewirken, der 
nicht nur wichtige wirtschaftliche 
Impulse gibt, sondern den Einigungspro- 
zeß auch politisch entscheidend voran- 
bringt — davon bin ich überzeugt, und 
dies ist unser und auch mein Ziel. 

Stellen wir uns dieser Anstrengung — 
Franzosen und Deutsche, wir alle in 
Europa. Werden wir nicht müde, für das 
in Freiheit vereinte Europa zu streiten *" 
als gemeinsame Zukunft für die Genera- 
tion unserer Kinder und Enkel und all 
jene, die danach kommen. Dieser Weg >s 

für uns, für Deutsche und Franzosen, vot' 
geschrieben. Es lebe die deutsch-französ1' 
sehe Freundschaft. Es lebe Europa." 
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Heiner Geißler: 

Sieg über Pinochet brachte Öffnung 
für Demokratie 
^er Sieg der Oppositionsparteien bei 
jkr Volksbefragung in Chile hat nach 
Eindruck von CDU-Generalsekretär 
feiner Geißler eine „bemerkenswerte 
Öffnung für die Demokratie" bewirkt. 
"Pinochet ist am Ende; es ist klar zu 
Rennen, daß in Chile ein anderes 
K'ima herrscht" berichtete der Uni- 
j^spolitiker und Vizepräsident der 
Christlich-Demokratischen Internatio- 
nalen bei der Rückkehr von seiner 
^ölftägigen Lateinamerikareise. 

\"einer Geißler, der neben Chile die Län- 
er Panama, El Salvador und Venezuela 

. esucht hatte, räumte jedoch ein, daß es 
Chile nach wie vor Menschenrechts- 

verletzungen gebe. Betroffen von den 
subtiler gewordenen Unterdrückungsme- 
chanismen seien vor allem kritische Jour- 
nalisten und Gewerkschaftsfunktionäre. 
Gegen Verhaftung und indirekte Zensur 
habe er bei der Regierung im Namen der 
Christlich-Demokratischen Internationa- 
len energisch protestiert. 

Zur Diskussion um das Schicksal der 
vierzehn zum Tode verurteilten Chilenen 
erklärte Heiner Geißler, bei sechs von 
ihnen sei die Todesstrafe in lebenslange 
Haft umgewandelt worden; bei den übri- 
gen acht Todeskandidaten rechne er 
ebenfalls demnächst mit einer „Begnadi- 
gung". 

spende für den 
Aachener Dom 

er französische Staatspräsident 
rancois Mitterrand und Bundeskanzler 
e'mut Kohl haben den mit dem Interna- 
°nalen Karlspreis verbundenen Geldbe- 

*a8 von je DM 5.000 dem Verein zur 
pjhaltung des Hohen Doms zu Aachen 
. r Restaurierungsarbeiten am Dom zur 

erfugung geteilt. 

^elmut Kohl würdigt 
Ackermanns Ratgeberrolle 
Q s einen Mann, der in Bonn Politik und 
t 

eschichte der Bundesrepublik mitgestal- 
^ hat Bundeskanzler Helmut Kohl 

"iisterialdirektor Eduard Ackermann, 
en seiner engsten Mitarbeiter im Bun- 

deskanzleramt, gewürdigt. Bei einem 
Empfang zu dessen 60. Geburtstag sagte 
Kohl, Ackermann sei im wahrsten Sinne 
des Wortes „Ratgeber", der nicht nur 
informiere, sondern immer auch ein 
Stück von sich selbst mitgebe. 

Hohes Rentenniveau 
Die verfügbaren Renteneinkommen stie- 
gen 1987 schneller an als die Nettoent- 
gelte der Arbeitnehmer. Das Standard- 
nettorentenniveau stieg im vergangenen 
Jahr auf 72,1 Prozent nach 45 Versiche- 
rungsjahren. 

Steigende Realeinkommen 
1986 und 1987 stiegen die Realeinkom- 
men der Bürger um insgesamt 8,5 Prozent 
an. 1988 setzt sich diese positive Entwick- 
lung fort. 
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NEST: SPD-Politiker verdrehen 
bewußt die Wahrheit 
Vor der Bundespressekonferenz hat die 
Bundesregierung zum sogenannten 
Nuclear Emergency Search Team 
(NEST) Stellung genommen; dabei 
wurde der Sachverhalt ausführlich und 
zutreffend dargestellt. Die von Teilen 
der SPD geschürten Verdächtigungen 
verdrehen daher bewußt die Tatsachen. 
Wider besseres Wissen werden von 
einigen SPD-Politikern weiterhin 
öffentlich Behauptungen aufgestellt, 
die an den Realitäten und der Wahr- 
heit vorbeigehen. 

Staatssekretär Ost erklärte: 
1. Das vom „Vorwärts" zitierte angebli- 
che Geheimpapier liegt der Bundesregie- 
rung nicht vor und ist der Bundesregie- 
rung auch nicht bekannt. 
2. Es gibt keine amerikanische Anti- 
Nuklearterroreinheit, etwa eine „Anti- 
Atom-GSG 9" auf deutschem Boden. 
3. Es gibt Vorkehrungen, um — auch zum 
Schütze der Bevölkerung — die Sicher- 
heit der amerikanischen Nuklearsysteme 
gegen jedmöglichen Zwischenfall zu 
gewährleisten. Dabei werden die Souve- 
ränität und die Geltung des deutschen 
Rechts gewährleistet, die im Grundgesetz 
verankerte Pressefreiheit bleibt unbe- 
rührt. 
4. Im Rahmen dieser Vorkehrungen 
haben die US-Streitkräfte allgemeine Pla- 
nungen für Maßnahmen im Fall eines 
Zwischenfalls mit Nuklearwaffen erstellt. 
5. Das amerikanische Energieministerium 
verfügt über ein Team von zivilen Exper- 
ten mit einschlägiger technischer und wis- 
senschaftlicher Qualifikation. 
6. Entsprechende Vereinbarungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 

und den USA beruhen auf einem Vertrag, 
der im Jahre 1976 von der SPD-geführten 
Regierung Schmidt (Verteidigungsmini- 
ster Georg Leber) abgeschlossen wurde. 
Der Inhalt dieser Vereinbarung unterliegt 
der Geheimhaltung. 

Saarländische CDU will 
Landtagsrüge für Lafontaine 
Wegen der Äußerungen des saarländi- 
schen Ministerpräsidenten Oskar Lafon- 
taine zur Aussiedlerpolitik der Bundesre- 
gierung hat die CDU-Fraktion im Saar- 
brückener Landtag einen Mißbilligungs- 
antrag gegen den SPD-Regierungschef 
eingebracht. Nach Mitteilung der CDU- 
Fraktion wird der saarländische Landtag 
darin aufgefordert, Lafontaine wegen 
dessen Worten zu rügen, im Umgang mit 
der Aussiedlerfrage trete „überzogene 
Deutschtümelei" zutage. Der saarländi- 
sche CDU-Fraktionsvorsitzende Günther 
Schwarz bezeichnete die von Lafontaine 
vertretene Auffassung als beschämend. 

Europawahl: 
Listen für einzelne Länder 
Der Bundesvorstand der CDU hat gemäß 
§ 8 Absatz 2 des Gesetzes über die Wahl 
der Abgeordneten des Europäischen Par' 
laments aus der Bundesrepublik Deutsch' 
land (Europa-Wahlgesetz) vom 16. Juni 
1978 beschlossen, daß die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands 
(CDU) — wie bei den beiden Europa- 
wahlen 1979 und 1984 — auch bei der 
bevorstehenden Europawahl am 18. Jun' 
1989 als Wahlvorschläge „Listen für ein- 
zelne Länder" einreicht. 
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^Gespräch im Konrad-Adenauer-Haus 

Die CDU bleibt Programmpartei 
Die Bedeutung des Ludwigshafener 
Grundsatzprogramms für die bisherige 
u»»d künftige politische Arbeit der 
CDU zu erörtern, war die Zielsetzung 
*es 9. Gesprächs im Konrad-Ade- 
J^uer-Haus zum Thema „10 Jahre 
Grundsatzprogramm der CDU — 
politisches Fundament auch für die 
90er Jahre?". Einigkeit unter den Teil- 
nehmern bestand darüber, daß das 
CDU-Grundsatzprogramm insbeson- 
dre mit seinen Aussagen zum christli- 
chen Verständnis vom Menschen und 
"en Grundwerten Freiheit, Solidarität 
ünd Gerechtigkeit auch heute noch die 
gültige Grundlage für den politischen 
Gestaltungsauftrag der CDU in der 
**egieningsverantwortung sei. 

^DU-Generalsekretär Heiner Geißler 
Verstrich in seinem einleitenden Refe- 
ct die grundlegende Bedeutung des 

christlichen Menschenbildes für Pro- 
8rarnmatik und Politik der CDU. Als die 
Vppßen Aufgaben unserer Zeit" nannte 
\*einer Geißler die humane Gestaltung 

es technischen Fortschritts, die ökologi- 
che Erneuerung der Sozialen Marktwirt- 
chaft, den qualitativen Umbau des 
°2ialstaats sowie die Schaffung einer 

Rechteren und friedlicheren Weltord- 
JUn8- „Wenn die Gesellschaft sich 
n?^egt, kann die CDu ais Volkspartei 

°ht im Stillgestanden verharren", so der 
^-Generalsekretär wörtlich. 

Th 
ß ematischer Schwerpunkt der anschlie- 

nden Podiumsdiskussion unter Leitung 
^s stellvertretenden CDU-Bundesvorsit- 
, nden, Ministerpräsident Ernst Al- 
le't0*11' War ^'e Fra8e' we'cne handlungs- 
tei pDc*en Impulse für die Regierungspar- 
aii       ^ vom Grundsatzprogramm bisher 

8egangen sind, was bisher politisch 

davon umgesetzt wurde und wo das Pro- 
gramm eventuell aus heutiger Sicht 
Schwachstellen aufweisen könnte. 

Diese Fragestellung behandelten u.a. die 
stellvertretende CDU-Bundesvorsitzende, 
Bundesministerin Rita Süssmuth, anhand 
der Frauen- und Familienpolitik, 
Umweltminister Klaus Töpfer am Bei- 
spiel der Umweltpolitik und CDA-Vorsit- 
zender Ulf Fink, der vorwiegend auf die 
technologisch bedingte „Revolution in 
der Arbeitswelt" einging. Sie kamen zu 
dem Ergebnis, daß der von ihnen jeweils 
angesprochene Themenbereich im 
Grundsatzprogramm heute sicher erheb- 
lich umfassender aussehen würde als vor 
10 Jahren beschlossen, wo manche Ent- 
wicklungen nicht vorhersehbar gewesen 
waren. Deshalb habe die CDU diese The- 
men auch in den Essener und Stuttgarter 
Leitsätzen behandelt. Klaus Töpfer 
erwartet insbesondere von den umweltpo- 
litischen Beratungen des bevorstehenden 
Bundesparteiausschusses positive 
programmatische Signale für die Umwelt- 
politik. 

Weitere Diskutanten auf dem Podium 
waren Meinhard Ade, früherer Sekretär 
der CDU-Grundsatzprogrammkommis- 
sion, Roland Koch, langjähriger Vorsit- 
zender der JU-Grundsatzprogrammkom- 
mission, Dieter Murmann, Vorsitzender 
des CDU-Wirtschaftsrats e.V., Georg- 
Paul Hefty, Redakteur der Frankfurter 
Allgemeine Zeitung sowie Professor 
Wolfgang Jäger von der Universität Frei- 
burg. 

Tenor der Diskussion war die Feststel- 
lung, daß das Grundsatzprogramm wei- 
terhin eine gute Ausgangsbasis für die 
künftige Programmarbeit der CDU sei. 
Die CDU müsse auch in der Regierungs- 
verantwortung Programmpartei bleiben. 



Seite 12 •   UiD 35/1988 FRAUENPOLITIK 

Gewalt gegen Frauen 
Nach einer gemeinsamen Sitzung von 
weiblichen Abgeordneten der Unions- 
parteien des Europäischen Parla- 
ments, des Deutschen Bundestages und 
der Landtage erklärte die Vorsitzende 
der Gruppe der Frauen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
MdB Ursula Männle: 
Die im Januar dieses Jahres von der 
Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion gestartete Initiative, alle 
weiblichen Europa-, Bundes- und Lan- 
desparlamentarierinnen der Unionspar- 
teien regelmäßig zu gemeinsamen 
Gesprächen an einen Tisch zu bringen, 
hat sich bewährt. Auf ihrem zweiten Tref- 
fen Mitte Oktober in Bonn waren sich die 
weiblichen Abgeordneten einig, daß die 
bereits bestehenden lebhaften Kontakte 
intensiviert und genutzt werden sollen, 
um in enger Abstimmung gegenwärtige 
und künftige frauenpolitische Maßnah- 
men auf allen parlamentarischen Ebenen 
noch schlagkräftiger zu vertreten und 
durchzusetzen. 
Auf der gemeinsamen Sitzung bildete das 
Problem „Gewalt gegen Frauen" den 
Schwerpunkt im unfangreichen Themen- 
katalog. Übereinstimmend stellten die 
Unionspolitikerinnen fest, daß die derzei- 
tige Rechtslage, wonach eine Vergewalti- 
gung innerhalb einer Ehe als weniger 
strafwürdig erachtet werde als die außer- 
halb einer Ehe verübte, unhaltbar sei und 
dringend der Änderung bedürfe. Dieser 
Rechtszustand ist weder mit dem Selbst- 
verständnis und Selbstwertgefühl einer 
Frau noch mit dem grundgesetzlichen 
Schutz ihrer Menschenwürde in Einklang 
zu bringen. Für eine Frau, die sich für 
eine Ehe entscheidet, bedeutet der Weg 
zum Standesamt schließlich nicht, ihr 
Recht auf sexuelle Selbstbestimmung auf- 
zugeben. 

Die anwesenden Parlamentarierinnen 
bekundeten daher die Absicht, sich mit 
Entschiedenheit für eine rechtliche 
Gleichbehandlung jeder Vergewaltigung, 
unabhängig von Tatort und von der 
Beziehung zwischen Täter und Opfer, 
einzusetzen. Sie appellierten an ihre 
männlichen Kollegen, für die unverzicht- 
bare Reform des § 177 StGB einzutreten. 
Ein klares Mehrheitsvotum der Unions- 
parteien zu dieser Reform setze ein wich- 
tiges frauenpolitisches Signal und biete 
darüber hinaus die Chance, die Institu- 
tion Ehe zu stärken, indem ihre Funktion 
und ihr Sinn als Gemeinschaft gleichbe- 
rechtigter und einander respektierender 
Partner bekräftigt werde. 

Aussiedler-Programm 
fördert auch 
Eigentumsbildung 
einheimischer Familien 
Das jetzt angelaufene Wohnungsbaupro- 
gramm für die Aussiedler wird auch die 
Förderung der Eigentumsbildung einhei- 
mischer Familien im Rahmen des sozia- 
len Wohnungsbaus ermöglichen. Darauf 
hat Bundesbauminister Schneider in 
Bonn hingewiesen. Die Nachfrage nach 
Fördermitteln zum Bau eines Eigenheims 

im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
sei derzeit außerordentlich hoch. Hier 
könne auch das Aussiedlerprogramm he'' 
fen, um den Antragsstau abzubauen. D,e 

Möglichkeiten dazu biete ein „Freima- 
cher-Modell". Danach könnten Fami|>en 

den Zuschuß in Höhe von durchschnitt- 
lich 50.000 DM für die Eigentumsbildung 
erhalten, wenn auf diesem Wege eine 
Miet-Sozialwohnung frei werde, die wie- 
derum für Aussiedler zur Verfügung 
gestellt werden müsse. 
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Verschuldung 1981 und 1988 - 
zwei völlig unterschiedliche Situationen 
£s gibt keinen Grund für die SPD, 
|°H Schadenfreude nach Karlsruhe zu 
Micken. Als 1982 die damalige SPD- 
j&führte Bundesregierung zum fünften 
^al innerhalb von acht Jahren — bei 
v°Uig unterschiedlichen Konjunkturla- 
8en — die vom Grundgesetz (Art. 115 
**G) festgelegte Grenze für die staatli- 
che Verschuldung mißachtete, hat die 
^ÖU/CSU-Bundestagsfraktion das 
Bundesverfassungsgericht angerufen. 
Jlfang Dezember 1988 wird nun über 
d'esen Antrag verhandelt. 
j^rundlage der Verfassungsklage der 
union in Karlsruhe ist die Bestimmung 
j^s Artikel 115 Grundgesetz, wonach die 
. "^nahmen aus Krediten die Summe der 
Z*1 Haushaltsplan veranschlagten Ausga- 

^n für Investitionen nicht überschreiten 
^rfen; Ausnahmen sind nur zulässig zur 

^owehr einer Störung des gesamtwirt- 
chaftlichen Gleichgewichts. 
^dB Joachim Grünewald, der die CDU/ 

^U-Bundestagsfraktion in dem Nor- 
^nkontrollverfahren vor dem Bundes- 
l^rfassungsgericht vertritt, hat ausdrück- 
et1 betont, daß die CDU/CSU-Fraktion 
ach wie vor unverändert zu dem Antrag 

*Us dem Jahre 1982 steht. 
^ch, wenn in diesem Jahr mit einer sich 
zeichnenden Neuverschuldung von ca. 

*  Mrd. DM die verfassungsrechtlich 
^gelegte Kreditobergrenze überschrit- 
fan Wer<*en wird, ist dies als Ausnahme- 
•   * zu sehen und nicht mit dem Haus- 
.?ltsgebaren der SPD zu vergleichen, die 

v
,e in der Verfassung nur als Ausnahme 
gesehene überhöhte Neuverschuldung 

U n;z einfach zum finanzpolitischen 
^e8elfall gemacht hat. 
I, e*n: die SPD-geführten Regierungen 

'en bis 1981 über viele Jahre hinweg ein 
"Murelles Haushaltsdefizit angehäuft. 

Zwischen 1973 und 1981 war die Staats- 
schuld sogar doppelt so schnell angewach- 
sen wie das Bruttosozialprodukt. Ursache 
dafür waren die zu hohen Ausgabensteige- 
rungen mit durchschnittlich 14,3 % pro 
Jahr. 
Angesichts dieser hohen strukturellen 
Defizite konnte die überhöhte Kreditauf- 
nahme im Haushaltsjahr 1981 nicht mehr 
für eine kurzfristige Überbrückung heran- 
gezogen werden. Sie war vielmehr im 
Sinne einer „Störungsabwehr" zweckun- 
tauglich. 

1988 besteht dagegen eine vollkommen 
andere Situation: 
Durch die konsequente Konsolidierungspo- 
litik der CDU-geführten Bundesregierung 
der letzten Jahre ist das strukturelle Defi- 
zit nachhaltig abgebaut worden. Betrug 
die Verschuldensquote des Haushalts 
1981 gemessen am Bruttosozialprodukt 
noch 2,2 %, waren es 1987 nur noch 1,1 
Prozent. 
Wichtig ist auch, daß heute die Nettokre- 
ditaufnahme fast nur noch zur Finanzie- 
rung der zwischen 1969 und 1982 ange- 
häuften riesigen Zinslasten dient. 1988 hat 
der Bund 32,3 Mrd. DM Zinsen zu zah- 
len. Ohne diese von der SPD hinterlasse- 
nen „Altlasten" wäre heute eine Neuver- 
schuldung nicht mehr notwendig. 

Für 1989 ist dennoch eine Rückführung der 
Neuverschuldung bereits gesichert. Die 
Bundesbank wird nämlich im kommen- 
den Jahr für das Jahr 1988 wieder einen 
in etwa „normalen" Gewinn abführen. 
Die vorgesehenen Verbrauchsteuererhö- 
hungen werden den durch die Umstel- 
lung des EG-Finanzierungssystems 
bedingten Einnahmeausfall wieder aus- 
gleichen, und die Steuereinnahmen insge- 
samt werden als Folge der guten wirt- 
schaftlichen Entwicklung anwachsen. 
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Der bäuerliche Familienbetrieb - 
Zukunft der deutschen Landwirtschaft 
Die bäuerlichen Familienbetriebe 
gezielt zu stärken, der Massentierhal- 
tung entgegenzuwirken und umwelt- 
schonende Produktionsweisen zu för- 
dern — das sind die wichtigsten Ziele 
des Entwurfes eines „Gesetzes zur 
Förderung der bäuerlichen Landwirt- 
schaft", der am 19. Oktober im Bun- 
deskabinett verabschiedet wurde. 

Nach der Flächenstillegung und der Pro- 
duktionsaufgabenrente ist mit diesem 
Agrarstrukturgesetz das dritte wichtige 
Gesetzesvorhaben im Rahmen der 
Beschlüsse des EG-Gipfels vom Februar 
1988 auf den Weg gebracht worden. Für 
unsere Landwirtschaft bedeutet dies die 
konsequente Fortsetzung der Politik der 
Bundesregierung, die bäuerliche Land- 
wirtschaft durch direkte Hilfen zu stär- 
ken. So sollen von 1989 bis 1992 bäuerli- 
che Familienbetriebe einen betriebsbezo- 
genen Einkommensausgleich für wäh- 
rungsbedingte Einkommensverluste 
erhalten. Der Ausgleich wird für das 
kommende Jahr 90 DM je Hektar land- 
wirtschaftlich genutzter Fläche, jedoch 
mindestens 1000 DM und höchstens 8000 
DM je Betrieb betragen. 

Ein weiteres wichtiges Element des 
Gesetzes sind die für die Tierhaltung fest- 
gelegten Förderobergrenzen. Werden 
diese überschritten, so wird der Einkom- 
mensausgleich über die Fläche nicht 
gewährt. Bei der Festlegung der Förder- 
grenzen ist von einem Größenrahmen 
ausgegangen worden, der in der Regel 
den verfügbaren Arbeitskräften in einer 
bäuerlichen Familie und dem Einkom- 
menspotential leistungsfähiger landwirt- 
schaftlicher Betriebe entspricht. Somit ist 

sichergestellt, daß unsere deutschen 
Landwirte dadurch in der EG keine Wert' 
bewerbsnachteile befürchten müssen. 

Die enge Bindung der Tierhaltung an die 
Fläche ist ein wesentliches Merkmal der 
bäuerlichen Landwirtschaft. Um dies bei 
der Förderung der bäuerlichen Betriebe 
angemessen berücksichtigen zu können, 
wird eine zusätzliche Flächenbindung füf 

die Ausbringung von Wirtschaftsdüngef1 

tierischer Herkunft eingeführt. Betriebe, 
die mehr als drei sogenannte Dungeinhe'' 
ten je Hektar landwirtschaftlicher Nutz- 
fläche ausbringen, erfüllen nicht mehrte 
Anforderungen an eine bäuerliche Land- 
wirtschaft. Eine Dungeinheit entspricht 
80 Kilogramm Gesamtstickstoff aus Wirt' 
schaftsdünger tierischer Herkunft. Dün- 
gemittel dürfen künftig zudem nur noch 
nach guter fachlicher Praxis angewandt 
werden. Von den dazu vorgesehenen 
Anwendungsvorschriften im Düngemit- 
telgesetz sind positive Auswirkungen aU> 
die Umwelt zu erwarten. 

Der bäuerliche Familienbetrieb ent- 
spricht nach wie vor am ehesten den 
gesellschaftspolitischen, landeskulturel- 
len und ökologischen Erwartungen, die 
an unsere Landwirtschaft gestellt werde11' 

Er ist daher auch in Zukunft das zentrale 
Anliegen der Agrarpolitik der CDU. M'1 

dem nun vorliegenden Gesetzentwurf 
kommen noch mehr als bisher die Staat"' 
chen einkommenstützenden Förderung5' 
maßnahmen den bäuerlichen Familien0 

trieben zugute. Durch den Ausschluß de 

nicht bäuerlichen Betriebe von diesen 
Maßnahmen wird auch in Zukunft eine' 
unerwünschten Konzentration in der 
Tierhaltung entschieden entgegengeWirK 
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öer von „Panorama" zitierte Brief 
ist nachweislich eine Fälschung 
Generalsekretär Heiner Geißler hat 
Scharfe Kritik an der Veröffentlichung 
e'nes angeblichen Briefes des ehemali- 
8eji schleswig-holsteinischen Minister- 
Präsidenten Uwe Barschel durch das 
jefnsehmagazin „Panorama" geübt. 

11 Bonn erklärte Heiner Geißler: 

"ßer von „Panorama" zitierte Brief ist 
, aphweislich eine Fälschung. Er ist weder 
, e}Ti CDU-Landesvorsitzenden noch 

eirn damaligen CDU-Generalsekretär 
Och bei der Landesgeschäftsstelle der 

P^U Schleswig-Holstein eingegangen. 
r Wurde erstmals im April 1988, kurz vor 
er schleswig-holsteinischen Landtags- 
ahl, anonym in Kopien versandt. Zei- 
len und Zeitschriften, die den Brief 

gelten, haben nicht darüber berichtet, 
eil die Fälschung offensichtlich war. 

j. ^mittelbar nach Bekanntwerden des 
J'efes hat Bundesminister Dr. Gerhard 
p^'tenberg in seiner Eigenschaft als 
o   U-Landesvorsitzender im Mai 1988 
yrafanzeige gegen den Verfasser und 

rbreiter dieses gefälschten Briefes 
plattet. 
|. ^ anonyme Behauptung, dieser angeh- 
st n ^r'e^se' m der Landesgeschäfts- 
J"e der CDU in Kiel eingegangen, ist 

chweislich unrichtig. Der frühere 
st
e.ieralsekretär der CDU Schleswig-Hol- 

w.ln> Rolf Rüdiger Reichardt, und seine 
<j l*arbeiter haben nochmals klargestellt, 
sCk-.em derartiger Brief in der Landesge- 

^ftsstelle nicht eingegangen ist. 
Ri L  ^^"Landesverband wird auf einer 

chtigstellung bestehen. 

ge/
Von „Panorama" zitierte Text enthält 

an 'e  . ehrenrührige Behauptungen einer 
Sc^

eb|'chen Mitwisserschaft der Bar- 
rjp.y/Pfeiffer-Aktivitäten durch den 

U"Landesvorstand. Es ist völlig 

absurd, daß im Landesvorstand über 
diese Machenschaften gesprochen wor- 
den sein soll. Die Christlich-Demokrati- 
sche Union Deutschlands weist mit allem 
Nachdruck diesen erneuten Versuch 
zurück, die Integrität des Landesvorstan- 
des und des Landesvorsitzenden der 
CDU Schleswig-Holstein in Zweifel zu 
ziehen. 
Bereits Ende Oktober letzten Jahres hatte 
der vom sozialdemokratischen Presse- 
dienst herausgegebene Politisch-Parla- 
mentarische-Pressedienst in einer Reihe 
von Beiträgen mit wahrheitswidrigen 
Unterstellungen den Eindruck erwecken 
wollen, der CDU-Landesvorsitzende 
habe von den Machenschaften der Bar- 
schel/Pfeiffer-Affäre gewußt. Aufgrund 
rechtlicher Schritte mußte der PPP 
damals erklären, daß er nicht behaupte, 
Dr. Stoltenberg habe von diesen Machen- 
schaften gewußt oder daran mitgewirkt. * 
Das sogenannte Gutachten, das „Pan- 
orama" vorgelegt hat, beweist nur, daß 
der oder die Brieffälscher ihre Fälschung 
in genauer Kenntnis der Person Barscheis 
und unter Benutzung von Formulierun- 
gen und Texten Barscheis, die jedem 
öffentlich zugänglich sind, erstellt haben. 
Das sogenannte Gutachten diente „Pan- 
orama" nur als Vorwand, die Fälschung 
publik zu machen und dadurch Gerhard 
Stoltenberg und die CDU zu verleumden. 

Die „Panorama"-Sendung ist ein Beispiel 
für eine neue Form von politischem 
Kampf-Journalismus, der zur Vermei- 
dung gerichtlicher Schritte in Frageform 
unbewiesene und unbeweisbare Behaup- 
tungen unter Zuhilfenahme von Fäl- 
schungen publiziert und darauf hofft, 
daß auf diese Weise etwas an Politikern 
oder Parteien hängen bleibt, wodurch 
diese in Mißkredit gebracht werden. 
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Herbstgutachten: 

Der Aufschwung geht in sein 
siebtes Jahr 
„Die Wirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland befindet sich in einer 
kräftigen Aufwärtsentwicklung. Mit 
einer laufenden Anstiegsrate des realen 
Bruttosozialprodukts von rund drei 
Prozent knüpft die konjunkturelle 
Expansion in diesem Jahr wieder an 
die frühe Phase der nun sechs Jahre 
dauernden Wachstumsperiode an.'4 

So beurteilen die fünf wirtschaftswissen- 
schaftlichen Forschungsinstitute die wirt- 
schaftliche Lage in der Bundesrepublik 
Deutschland im Herbst 1988. Gleichzeitig 
geben sie zu, die Stärke des Aufschwungs 
noch im Frühjahr erheblich unterschätzt 
zu haben. 

Ausdrücklich bestätigen die Gutachter: 
Der lang anhaltende und stetige Auf- 
schwung ist auch das Ergebnis der konse- 
quenten Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
CDU-geführten Bundesregierung: 

„Auch die jahrelangen Bemühungen um 
die Verbesserung der Wachstumsbedin- 
gungen mit Hilfe der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik sowie — zum Teil als Reak- 
tion darauf — die Zurückhaltung in der 
Lohnpolitik haben zu dem verstärkten 
Anstieg der wirtschaftlichen Aktivität 
und nicht zuletzt zu der Belebung der 
Investitionstätigkeit beigetragen." Und: 
„Die Finanzpolitik trägt in diesem Jahr 
zur Stärkung der konjunkturellen Expan- 
sion bei. Impulse gehen von der Einkom- 
mensteuersenkung aus, die das verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte im 
Jahre 1988 etwa um 11 Mrd. DM erhöht." 
Die Konjunktur wird gestützt von der 
inländischen Nachfrage und vom Export: 

„Alles in allem kam es zu einem Anstieg, 
der nun die ganze Breite der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage umfaßt; den 
Konsum wie den Export, die Ausrü- 
stungs- wie die Bauinvestitionen. Damit 
ist die Struktur der Nachfrageexpansion 
bedeutend wachstumsträchtiger gewor- 
den." 
Nach den Befürchtungen, der Börsen- 
krach im Oktober vergangenen Jahres 
werde die Weltwirtschaft und die deut- 
sche Wirtschaft in eine Depression trei- 
ben, hat sich das Aufschwungstempo 
eher noch beschleunigt. 
Insbesondere die inländische Nachfrage 

stand in diesem Jahr unter dem Einfluß 
günstiger Faktoren. 

„Besonders ins Gewicht fiel die Stärkung 
der verfügbaren Einkommen durch die 
zweite Stufe der Steuerreform." 

Auch die Anlageinvestitionen haben sich 
in der Bundesrepublik in diesem Jahr 
weit besser entwickelt, als zu Jahresbe- 
ginn allgemein angenommen worden 
war. Die Wirtschaftsforschungsinstitute- 
„Die Erhöhung der Kapazitätsauslastung 
hat die Unternehmen zu Erweiterungsp• 
nen veranlaßt." Insbesondere dem Bau- 
gewerbe geht es wieder besser. „Die re- 
alen Bauinvestitionen haben in diesem Ja 

deutlich zum Anstieg von gesamtwirt- 
schaftlicher Nachfrage und Produktion 
beigetragen." 

1988 ist auch die Zahl der Erwerbstätige11 

leicht beschleunigt angestiegen, am Jah- 
resende werden 150.000 Menschen menr 

beschäftigt sein als Ende 1987. Der Preis' 
anstieg blieb in diesem Jahr nach Aus- 
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Sage der Wirtschaftsforscher relativ 
gering — die Preise bleiben also stabil. 

Ausblick für 1989 
?Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung 
|Q der Bundesrepublik Deutschland geht 
l989 in das siebte Jahr." 
1,1 kommenden Jahr wird sich die wirts- 
chaftliche Expansion fortsetzen — dies ist 

jfe Prognose der Forscher für 1989. Die 
"stitute gehen von einem Anstieg des 

Uruttosozialproduktes um zwei Prozent 
»US. 

"Per Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen 
,rd sich fortsetzen, wenn auch nicht mehr 

j»*üz so kräftig wie in diesem Jahr." Da 
le Kapazitäten der Wirtschaft in vielen 

Reichen gut ausgelastet sind, gehen die 
Istitute von einer weiteren merklichen 
ünahme der Investitionen aus, zumal 

Slch mit der 1990 in Kraft tretenden 
^teuerentlastung Nachfrage und Selbstfi- 
anzierungsmöglichkeiten erhöhen wer- 

ben. 

I ^ verarbeitenden Gewerbe deuten die 
"vestitionspläne auf eine kräftige 
"»ahme der Investitionstätigkeit hin. 
"ch die Bauwirtschaft wird als Folge der 
bhaften Baukonjunktur ihre Investitio- 
n vvohl spürbar steigern." Die konjunk- 
felle Grundtendenz bleibt im Bauge- 
eroe also aufwärtsgerichtet. 
ach Einschätzung der Gutachter wer- 
n Ausfuhr und Ausrüstungsinvestitio- 

en die Nachfrageexpansion im körn- 
enden Jahr weiter tragen, 
•e weitere Steigerung des Sozialpro- 

ai f  .au^ h°nem Niveau wird sich auch 
y 'die Beschäftigung auswirken. Die 

anl der Arbeitsplätze wird vermutlich 
ö

m <*wa 100.000 steigen. Hauptträger der 
v 

Schäftigungsausweitung wird nach wie 
?„•   er private Dienstleistungssektor ie>n. 

j. 'etzten Teil ihres Gutachtens fordern 
Wirtschaftswissenschaftler die baldige 

Durchführung einer Reform der Unterneh- 
mensbesteuerung. Diese sei dringend not- 
wendig, da die Bundesregierung so dazu 
beitragen könne, die Attraktivität der 
Bundesrepublik für Investoren zu verbes- 
sern. „Zur Finanzierung der Unterneh- 
menssteuerreform sollten im Sinne einer 
Verbreiterung der Steuerbasis bei niedrige- 
ren Steuertarifen weitere steuerliche Sub- 
ventionen gekürzt, es sollten aber auch 
Finanzhilfen verringert werden" — so die 
Forderung der Gutachter. 
Weiterhin wird die Fortführung der Poli- 
tik der Privatisierung und der Deregulie- 
rung empfohlen. 

Junge Union 
fordert Offensive für 
Mehrwegflasche 
Der Bundesvorstand der Jungen Union 
Deutschlands befaßte sich auf einer 
Sitzung in Bonn mit dem jüngsten 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
(EUGH) zur Vermeidung von Einweg- 
flaschen in Dänemark. 
Erstmals hat das höchste europäische 
Gericht in diesem Urteil dem Schutz der 
Umwelt Vorrang vor uneingeschränkter 
Wirtschaftstätigkeit eingeräumt und das 
dänische Verbot von Einwegflaschen 
prinzipiell bestätigt. Der Bundesvorsit- 
zende der Jungen Union Deutschlands, 
Christoph Bohr, sieht in diesem Urteil die 
Möglichkeit, auch in der Bundesrepublik 
Deutschland weitere Schritte zur Vermei- 
dung der Müllflut zu unternehmen. Bohr 
wörtlich: Bei der bedrohlichen Lage 
unserer Umwelt muß für derartige ver- 
nünftige Maßnahmen der rechtliche Rah- 
men voll ausgeschöpft werden. Die Bun- 
desregierung muß jetzt über die Pfandbe- 
legung von Plastikflaschen hinaus für ein 
möglichst weitgehendes Verbot von Ein- 
wegflaschen sorgen. 
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Konjunktur: Volle Fahrt voraus 
Deutsche Bundesbank, BDI, DIHT— 
die Fachleute bestätigen es alle; die 
deutsche Wirtschaft läuft auf vollen 
Touren. 

„Die Wirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland ist im ersten Halbjahr 1988 
entgegen manchen noch zum Jahresbeginn 
gehegten Befürchtungen kräftig gewach- 
sen. Eine Beeinträchtigung durch die Tur- 
bulenzen an den Finanzmärkten ist also 
ausgeblieben; in mancher Hinsicht 
erscheint der Boden für ein anhaltendes 
Wachstum sogar eher gefestigt. Die jüng- 
sten über die Jahresmitte hinausreichen- 
den Informationen sprechen dafür, daß 
sich die günstige gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung fortsetzt." 

Dies stellt die Deutsche Bundesbank in 
ihrem neuesten Monatsbericht fest. Das 
wirtschaftliche Wachstum wird vor allem 
von der Steigerung der Binnennachfrage 
getragen. Wichtig ist besonders, daß zu der 
schon vorher beträchtlichen Zunahme des 
privaten Verbrauchs nun eine kräftige Aus- 
weitung der Unternehmensinvestitionen 
tritt. 

Schon 1987 hatten die Unternehmen des 
Dienstleistungsbereiches ihre Investitio- 
nen erheblich gesteigert. In der ersten 
Jahreshälfte 1988 kamen die Ausrü- 
stungsinvestitionen als Wachstumsträger 
hinzu. Das positive Konjunkturbild wird 
dadurch abgerundet, daß nun auch die 
lange währende Schwäche im Wohnungs- 
bau überwunden wurde. Gegenüber dem 
Vorjahr haben die Wohnungsbauinvesti- 
tionen um gut 10 % zugenommen. 

Auch für die nächste Zeit zeichnet sich 
eine anhaltend günstige Investitionskon- 
junktur ab. Dafür sprechen bereits die 
hohen Aufträge, die von den Unterneh- 
men in den Frühjahrsmonaten an die hei- 

mischen Hersteller von Ausrüstungsgü- 
tern sowie an die Bauwirtschaft vergeben 
worden sind und die sich noch nicht in 
vollem Umfang in der Produktion bzw. in 

entsprechenden Lieferungen niederge- 
schlagen haben. In den Sommermonaten 
hat die Nachfrage nach Investitionsgü- 
tern zudem weiter angezogen. 

Aber auch die Exportnachfrage hat spür* 
baren Auftrieb erhalten. Die Deutsche 
Bundesbank: „Ursache für die beträchtl'' 
ehe Steigerung der Auslandsnachfrage 
war auf der einen Seite, daß in den mei- 
sten Partnerländern die konjunkturelle 
Entwicklung recht günstig verlief und die 

.Investitionsbereitschaft dort ebenfalls 
spürbar zunahm, was der heimischen 
Wirtschaft in Anbetracht ihrer starken 
Wettbewerbsfähigkeit bei Investitionsgü' 
tern besonders zugute kam. Auf der anoe' 
ren Seite spielte für das günstigere Aus- 
landsgeschäft auch die Abwertungsten- 
denz der DM eine Rolle." 

Die gute wirtschaftliche Entwicklung 
wird gestützt durch eine Ausweitung des 
privaten Konsums. Dazu schreibt die 
Deutsche Bundesbank: „Für eine hohe 
Kaufbereitschaft der privaten Haushalt6 

in der ersten Jahreshälfte 1988. waren &e 

Voraussetzungen von der Einkommens- 
seite her weiterhin günstig. Dies lag zum 
einen am kräftigen Anstieg der Arbeits- 
einkommen, der u. a. dadurch zustande 
kam, daß zahlreiche Unternehmen kon- 
junkturbedingt vermehrt übertarifliche 
Leistungen gewährten und die Beschau1' 
gung wuchs. Zum anderen wurde die 
Kaufkraft breiter Schichten der Bevölke' 
rung durch die zum Jahresanfang in 
Kraft getretene zweite Stufe der Steuert' 
form 1986/88 gestärkt, die - aufs ganz« 

(Fortsetzung auf der nächsten S& 
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Aktionstage - ein Schlag ins Wasser 
Die Aktionstage des DGB in der ver- 
gangenen Woche waren ein riesiger 
Heinfall. Das ist das Ergebnis einer 
repräsentativen Umfrage in 50 Kreisen 
im ganzen Bundesgebiet. Viele Kreis- 
verbände des DGB haben die Aktions- 
tage einfach verschlafen. In anderen 
Kreisen reichte es gerade für einen 
Informationsstand. Großveranstaltun- 
gen fanden im ganzen Bundesgebiet 
nur wenige statt. 

Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Sozialpolitik der CDU, Her- 
niann-Josef Arentz, MdL, erklärte in 
oonn zum Verlauf der DGB-Aktionswo- 
chen: Die Mitglieder des DGB haben es 
emfach satt, sich ständig vor den Karren 
der SPD spannen zu lassen. Die Millio- 
nen Gewerkschaftsmitglieder in der Bun- 
desrepublik erwarten eine kritische, aber 
•aire Bewertung der Politik der Bundesre- 
gierung. Dazu gehört, daß die Bundesre- 
gierung die Montanmitbestimmung 
s,chert, deren Ende die frühere SPD- 
Regierung beschlossen hatte. Dazu 

gehört die Einführung des gleitenden 
Übergangs in den Ruhestand für die älte- 
ren Arbeitnehmer. Dazu gehört die lang- 
fristige Sicherung der lohn- und beitrags- 
bezogenen Rente sowie die kräftige Erhö- 
hung des Bundeszuschusses. Dazu gehört 
schließlich, daß wir in der Bundesrepu- 
blik Deutschland die niedrigsten Preise, 
die höchsten Löhne und den längsten 
Urlaub haben. 

Nur wer die positiven Leistungen der 
Regierung Helmut Kohl anerkennt, kann 
auch glaubwürdig Kritik üben. Die deut- 
schen Arbeitnehmer wollen Gewerkschaf- 
ten, die ihre Interessen klar und deutlich 
gegenüber den Tarifpartnern am Arbeits- 
platz vertreten. Die deutschen Arbeitneh- 
mer brauchen jedoch keine Gewerkschaf- 
ten, die sich als parteipolitische Ersatz- 
Opposition aufführen. 

Der DGB muß jetzt gerade im Interesse 
der Arbeitnehmer zurückfinden zu einer 
Politik der Gespräche mit der Bundesre- 
gierung. Die CDU jedenfalls ist zu kon- 
struktiven Gesprächen immer bereit. 

'Fortsetzung von der vorherigen Seite) 

Jahr gesehen — eine Entlastung in der 
Größenordnung von 14 Mrd. DM mit 
s,ch bringt und weit überwiegend den pri- 
vaten Haushalten zugute kommt. 

^e hohe Investitionsneigung der Unter- 
nehmen brachte nicht nur beträchtliche 
Absatzsteigerungen mit sich, sondern 
^öffnete den Unternehmen auch weiter- 
en günstige Perspektiven. Dies geht aus 
dem neuesten Konjunkturtest des Münch- 
^r Ifo-Instituts hervor. So beurteilen die 
Unternehmen des verarbeitenden Gewer- 

bes ihre wirtschaftliche Situation derzeit 
so günstig wie seit fünfzehn Jahren nicht 
mehr und rechnen sogar mit einer noch 
weiteren deutlichen Verbesserung in der 
nächsten Zukunft. 
Der BDI wertet die Tatsache, daß nun die 
privaten Investitionen wieder die Füh- 
rungsrolle übernommen haben, als Zei- 
chen für die Dauerhaftigkeit des Wachs- 
tumsprozesses. 
Dies ist die Folge der vernünftigen, 
marktwirtschaftlich orientierten Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der CDU- 
geführten Bundesregierung. 
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CDU Schleswig-Holstein: 
Noch ein weiter Weg 
Eine offene, teilweise auch kontroverse 
Diskussion kennzeichnete den 41. 
Landesparteitag der CDU Schleswig- 
Holstein am 28729. Oktober in Trave- 
münde. Es war der erste Parteitag 
nach dem Verlust der Regierungsmacht 
in Kiel. 

Der Landesvorsitzende, Bundesfinanzmi- 
nister Gerhard Stoltenberg, betonte in sei- 
nem mit großer Zustimmung aufgenom- 
men Eingangsreferates, die CDU sei seit 
der Sommerpause einen großen Schritt 
vorangekommen. Die Oppositionsrolle 
sei ohne Groll angenommen worden. Die 
Partei leiste konkrete politische Arbeit 
und befasse sich mit inhaltlichen The- 
men. Die Fülle der Einzelanträge, die kri- 
tische Debatte stünden für eine ermuti- 
gende Entwicklung. Stoltenberg lobte die 
Motivation und das Engagement der Par- 
teifreunde. U. a. sagte er: 
„Wohl niemals in der Geschichte der 
CDU unseres Landes wurde in der Partei 
so ausführlich und tiefgehend debattiert 
wie in den vergangenen 13 Monaten. 
Zunächst hatten wir erhebliche Schwie- 
rigkeiten, die dramatischen Abläufe und 
neuen Einsichten aufzuarbeiten und zu 
gemeinsamen Konsequenzen zu kommen. 
In den letzten Monaten ist die Überein- 
stimmung in einer Reihe wichtiger Fra- 
gen und Aufgaben wieder stärker gewor- 
den. Die Krise, die Betroffenheit, der 
Vertrauensverlust durch die Affäre sind 
für uns eine bleibende Verpflichtung, grö- 
ßere Ansprüche an uns selbst zu stellen. 
Unser Miteinander in die Union, die For- 
men innerparteilicher Diskussion und 
Auseinandersetzung wie unser Handeln 
in öffentlichen Ämtern müssen eindeutig 
an den ethischen Grundsätzen christlich- 

demokratischer Programmatik orientiert 
sein. Die Debatten über Moral und Poli- 
tik, die zu Beginn des Jahres intensiv 
geführt wurden, können nicht nur eine 
Episode sein. Sie sollen für die Union 
und — wie ich hoffe — für alle politi- 
schen Kräfte dauerhafte Wirkungen 
haben. 

Wir haben nach dem 8. Mai ohne inneren 
Vorbehalt die Aufgabe der Opposition im 
Lande angenommen. Natürlich ist dies 
nach vielen Jahrzehnten ein tiefgreifen- 
der Umstellungsprozeß. Dieser Wechsel 
hat auch weitreichende Folgerungen für 
unsere Parteiarbeit. Sie vollzieht sich 
noch stärker als zuvor in der politischen 
Diskussion, in der Mitgestaltung von Ent- 
scheidungen und in Positionsbestimmun- 
gen auf drei Ebenen. Wir sind die stärkste 
Kraft in der kommunalen Selbstverwal- 
tung Schleswig-Holsteins, Opposition im 
Lande und Regierungspartei im Bund. 
Damit sind eine Fülle politischer The- 
men, Diskussionen, Erwartungen und kri- 
tische Auseinandersetzungen über die 
Partei hinaus verbunden. 

Vertrauen zu festigen und dort, wo es ver- 
loren ging, wiederzugewinnen, ist unsere 
Aufgabe. Seit Anfang Juni haben wir in 
einer Reihe von ganztägigen Sitzungen 
des Landesvorstandes mit den Vorsitzen- 
den der Kreisverbände und Vereinigun- 
gen unseren Standort und unser Arbeits- 
programm unter den veränderten Bedin- 
gungen erörtert. Kommissionen erarbei- 
ten Konzepte für eine Reihe wichtiger 
Aufgaben. 

Zur Erneuerung der Parteiarbeit gehören: 
• Umfassende Bildungs- und Informa- 
tionsangebote des Landesverbandes, 
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• neue Strukturen und Arbeitsweisen der 
Landesausschüsse und Arbeitskreise, ihre 
stärkere Verzahnung mit den entspre- 
chenden Gremien der Kreisverbände, 
•breit angelegte, ständige Kontakte zu 
den Verbänden und Organisationen im 
Lande auf allen Ebenen, 
•die stärkere Öffnung der Parteiarbeit 
vor Ort durch mehr Diskussionen mit 
engagierten parteilosen Bürgern, 
• bessere Chancen für Frauen und junge 
Menschen in unserer Partei, auch bei 
"inerparteilichen Wahlen und Kandida- 
tenaufstellungen. 

Nur mit einer Gemeinschaftsleistung 
kommen wir aus dem Tief, das im Wahl- 
ergebnis vom 8. Mai seinen Ausdruck 
'and, heraus. So können wir schrittweise 
Nieder zur stärksten Partei in Schleswig- 
Holstein werden. Wir sind seit der Som- 
merpause einen Schritt vorangekommen, 
^ber es liegt noch ein langer Weg vor 
uns. Wir gehen ihn mit begrenzten finan- 
*'ellen Mitteln, aber seit dem Sommer 
^'eder mit erheblich stärkerem Engage- 
ment vieler unserer Mitglieder. 

ür uns ist die Europawahl die erste 
|roße Chance gegenüber dem schlechten 
Ergebnis vom 8. Mai wieder erheblich 
lärker zu werden, einen kräftigen Schritt 

nach vorne zu tun. 

besonders intensiv und langfristig wer- 
den wir die Kommunalwahl 1990 vorbe- 
re'ten. Im Programm und Selbstverständ- 
Jl's unserer Partei ist seit Jahrzehnten die 
K°nimunale Selbstverwaltung von heraus- 
agender Bedeutung. Hier vollzieht sich 
^endige Demokratie am nachhaltigsten. 
H'er ist die Union am stärksten als Volks- 
Partei verankert." 

er Parteitag verabschiedete die Leitan- 
"iage des Vorstandes, die vorsehen, daß 
fie Grundsatzkommission eingesetzt 
'•"d, die Leitlinien für die Parteiarbeit 
ls zum Ende des Jahrtausends entwik- 

keln soll. Aufträge sind u.a. die bessere 
Förderung der Frauen in der CDU sowie 
die Bildung einer Senioren-Union. 
Höhepunkt des ersten Tages war eine 
Rede von Norbert Blüm über die 
Zukunftsaufgaben christlich demokrati- 
scher Politik. Besonderes Lob gab es von 
ihm für Gerhard Stoltenberg. 

Medien-Fachtagung 
Unter dem Motto „Neue Medien — 
Neue Chancen" veranstaltet die Konrad- 
Adenauer-Stiftung am ll. November 
1988, 10.00 Uhr, in Köln, Wallraf- 
Richartz-Museum (Vortragssaal) eine 
Fachtagung, in der namhafte Künstler 
und Journalisten zu Worte kommen. 

Der nächste Bundesparteitag 
findet in Bremen statt 
Der CDU-Bundesvorstand beschloß, den 
nächsten Parteitag vom 11. bis 13. Sep- 
tember 1989 in Bremen abzuhalten. 
Außer der gesamten Bundesführung — 
Präsidium und Vorstand — muß diesmal 
auch der Generalsekretär neu gewählt 
werden, der anders als die übrigen Mit- 
glieder der Parteiführung nicht alle zwei, 
sondern alle vier Jahre zur Wahl steht. 

Unterstützung 
für Ernst Albrecht 
Die Entscheidung des niedersächsischen 
Ministerpräsidenten Ernst Albrecht, wie- 
der als Spitzenkandidat der CDU für die 
kommenden Landtagswahlen anzutreten, 
ist vom Bundesvorstand begrüßt worden. 
Der Parteivorsitzende Helmut Kohl versi- 
cherte, die CDU-Führung und er persön- 
lich würden „alles tun, damit Albrecht 
seine erfolgreiche Arbeit fortsetzen 
kann". Der Ministerpräsident werde die 
volle Unterstützung der Bundespartei 
erhalten. 



Herbstgutachten der Wirtschaftsforscher: 

»Wirtschaft in einer 
kräftigen Aufwärtsentwicklung« 
Die Wirtschaft entwickelt sich bes- 
ser, als dies die Konjunkturpessi- 
misten von SPD und DGB zu Be- 
ginn dieses Jahres behauptet ha- 
ben. Die Wirtschaftsforscher sa- 
gen in ihrem neuesten Gutachten 
für 1988 rund 3,5 Prozent reales 
Wachstum voraus. 
Die Deutsche Bundesbank, der 
Bundesverband der Deutschen In- 
dustrie und der Deutsche Indu- 
strie- und Handelstag bestätigen 
dies: Die deutsche Wirtschaft läuft 
auf vollen Touren. Der neueste 
Konjunkturtest des Münchner Ifo- 
Instituts sagt weiterhin günstige 
Perspektiven für die Unternehmen 

voraus: Die Stimmung unter den 
deutschen Unternehmen ist so gut 
wie seit 15 Jahren nicht mehr. 

Die Wirtschaft läuft: 
• Lebhafter Konsum. 
• Zunehmender Export. 
• Steigende Investitionen. 
• Neue Arbeitsplätze (seit 

Herbst 1983 850000). 
• Weiter stabile Preise. 

Und, gute Aussichten für 1989. Der 
Aufschwung geht weiter. Die 
Wirtschaftsforscher: „Im kom- 
menden Jahr wird sich die wirt- 
schaftliche Expansion fortsetzen." 

Die Bundesregierung ist auf dem richtigen Weg 
Diese positive Entwicklung über 6 Jahre hinweg ist ein Ergeb- 

$ nis der konsequenten Wirtschafts- und Finanzpolitik der CDU- 
4 geführten Bundesregierung. „Die Finanzpolitik stärkt die 
i Konjunkturexpansion", sagen die Institute. Die Steuerreform 
? setzt die richtigen Signale für die Wirtschaft, für Arbeitneh- 
! mer und für die Unternehmer. 

CDU 



Der Bundeskanzler in Moskau: 

Selbstbewußt, standfest. 
etfolgreich für unser Land 
»Der Kanzler hat sich in Moskau 
gut geschlagen.« (DIE WELT, 
27.10.1988) 

»Der Kanzler-Besuch zeigte, daß 
keine Grundüberzeugung und 
keine Rechtspositionen geopfert 
werden müssen, um den Wandel 
zu gestalten und selbst so sperrige 
Probleme wie West-Berlins 
Einbindung in die West-Ost- 
Zusammenarbeit pragmatisch zu 
regeln.« (General-Anzeiger, Bonn 
27.10.1988) 

»Kohl... kennt den Unterschied 
zwischen Kompromißbereitschaft 
und Anbiederung. Er kennt den 
Unterschied zwischen Festigkeit in 
der Sache und Prinzipienreiterei. 
So hat ersieh verhalten. Eindeutig 
und selbstbewußt.« (Frankfurter 

\ Neue Presse, 27.10.1988) 

»Die Kennzeichnung dieses 
Besuchs als Weg- oder gar 
Wendemarke war nicht nur eitles 
Gerede. In so gut wie allen 
Bereichen bilateraler Beziehungen 
zur UdSSR wird die Bundes- 
republik unter den westlichen 
Nationen Spitzenreiter sein.« 
(Basler Zeitung, 27.10.1988) 

»4m Ankunftstag hat Kanzler Kohl 
in Moskau gezeigt, wer die 
Bundesrepublik Deutschland ist. 
Ein industrieller Gigant, der 
erste westliche Wirtschaftspartner 
der SU, nicht mehr ein politischer 
Zwerg, sondern eine europäische 
Macht, bedacht, keine Empfindlich- 
keiten zu reizen und dennoch 
ohne Komplexe.« (II Messagero, 
25.10.1988) 

Deutsche Interessen vertreten; neues Vertrauen gewonnen 
Bundeskanzler Helmut Kohl in Moskau: 

erfolgreich für unser Land. 

CDU 
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